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Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Kreis Steinfurt beabsichtigt, Containergestellung und Entsorgungsdienstleistungen an ver-
sch. Standorten im Kreis Steinfurt zu vergeben. Grundlage sind die Regelungen der UVgO, 
die Bestimmungen der VOL/B und die beiliegenden Vergabeunterlagen. Die im Angebots-
schreiben aufgeführten Bedingungen werden Bestandteil des Vertrages. 
 
 
Eignungsanforderungen 

☒  Zertifizierung als Entsorgungsfachbetrieb gemäß § 56 KrWG für die im Rahmen dieses 

Auftrags auszuführenden Tätigkeiten und die vertragsgegenständlichen Abfallarten. Das 
Zertifikat muss zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe gültig sein. 

☒ Umweltmanagementsystems nach DIN EN ISO 14001, EMAS oder eines gleichwertigen 

Umweltmanagementsystems. 

☒ Bestehende Betriebs- und Umwelthaftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme 

von mindestens 2.500.000 € je Schadensereignis, zweifach maximiert je Versicherungs-
jahr. Alternativ kann eine verbindliche Erklärung eines Versicherungsunternehmens vor-
gelegt werden, aus der hervorgeht, dass im Falle der Zuschlagserteilung Versicherungs-
schutz mit den vorgenannten Mindestdeckungssummen gewährt wird. 

☒ mindestens fünf geeignete Referenzen aus den letzten drei abgeschlossenen Ge-

schäftsjahren (2021–2025) über vergleichbare Leistungen. 
Als vergleichbar gelten insbesondere regelmäßige Sammlung, Abholung und ordnungs-
gemäße Entsorgung vergleichbarer Abfallarten einschließlich Behältergestellung (meh-
rere Referenzen können vom selben Auftraggeber stammen). 

 
Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt. Hierbei werden die folgenden Kri-
terien zugrunde gelegt:  
Der Zuschlag wird auf das jeweils wirtschaftlichste Angebot pro Los erteilt. Der Zuschlag wird 
auf das jeweils wirtschaftlichste Angebot pro Los erteilt. Alleiniges Zuschlagskriterium ist der 
Preis (100 %). 
 
Maßgeblich für die Wertung ist der Angebotspreis für die Vertragslaufzeit von 4 Jahren. In Los 
3 werden zusätzlich jeweils 1 Container Restmüll und 1 Container Grünabfall als Wertungs-
menge für die Vertragslaufzeit von 4 Jahren berücksichtigt. 
Weitere Bedarfspositionen werden zwar preislich abgefragt, fließen jedoch nicht in die Wer-
tung ein.  
 
 

Mit dem Angebot vorzulegende Unterlagen: 

☒  s. o. unter Angebotsunterlagen (bitte zurücksenden) 

☒    Sonstige Nachweise 

 
Auf gesonderte Aufforderung vorzulegende Unterlagen 

☒ keine 

 
Zahlungsbedingungen, Vertragsstrafen, Sicherheitsleistungen 

☒ Zahlung innerhalb von 30 Tagen nach Eingang der prüfbaren Rechnung 

Die Zahlung der monatlichen Mietentgelte für die bereitgestellten Container erfolgt quar-
talsweise. Die Vergütung für Einzelaufträge bzw. Abrufbestellungen sowie für den 



 

Seite 3 von 11 

Austausch und die Neuaufstellung von Containern erfolgt nach vollständig erbrachter 
Leistung. Voraussetzung für die Abrechnung der Entsorgungsleistungen ist die Vorlage 
eines entsprechenden Entsorgungsnach-weises. Dieser ist der jeweiligen Rechnung bei-
zufügen. 

☒ Sicherheitsleistungen werden nicht gefordert 

☒ Vertragsstrafen werden vereinbart: 0,5 % des Wertes der nicht fristgerecht erbrachten 

Leistung für jede angefangene Woche. Vertragsstrafe ist auf insgesamt 5 % der Gesamt-
vergütung begrenzt. 

 
Die Gesamtleistung ist in Lose aufgeteilt: 

☒ Ja. Das Angebot kann sich erstrecken auf: 

☒ ein Los. ☒ mehrere Lose. ☒ alle Lose. 

☐  Nein 

 
Nebenangebote sind zugelassen 

☐ Ja 

☒ Nein 

 
Falls Sie bereit sind, die Leistungen zu übernehmen, können Sie Ihr Angebot elektronisch über 
den Vergabemarktplatz Westfalen unter www.evergabe.nrw.de abgeben. Nähere Informatio-
nen hierzu können Sie der beigefügten Anlage „Hinweise zur Form der Angebotsabgabe“ ent-
nehmen. Eine Anleitung zur elektronischen Angebotsabgabe finden Sie auf der Homepage 
des Kreises Steinfurt unter dem Link Anleitung zur elektronischen Angebotsabgabe. 
 
Zusätzliche Auskünfte über die Vergabeunterlagen sind spätestens bis zum 07.10.2026, 10:00 
Uhr anzufordern. Fragen zur Ausschreibung senden Sie bitte über die Kommunikationsfunk-
tion des Vergabemarktplatzes. 
 
Bis zum Ende der Angebotsfrist können Sie Ihr Angebot elektronisch oder per Telefax zurück-
ziehen. Danach sind Sie bis zum Ablauf der umseitig genannten Bindefrist an Ihr Angebot 
gebunden. 
 
 
Mit Abgabe eines Angebots erklären Sie sich mit den folgenden Regelungen einverstan-
den: 
 
Erklärung Datenspeicherung 
Sie erklären sich damit einverstanden, dass die von Ihnen mitgeteilten personenbezogenen 
Daten für das Vergabeverfahren verarbeitet und gespeichert werden und bei Auftragserteilung 
auf Ihr Angebot den nicht berücksichtigten Bietern der Name Ihres Unternehmens und die 
Merkmale und Vorteile Ihres Angebotes mitgeteilt werden. 
Sie sind sich bewusst, dass wissentlich falsche Erklärungen den Ausschluss von dieser und 
von weiteren Ausschreibungen zur Folge haben können. 
 
 
Erklärung nach § 19 Abs. 3 Mindestlohngesetz (MiLoG) 
Nach § 19 Abs. 3 MiLoG müssen öffentliche Auftraggeber beim Gewerbezentralregister Aus-
künfte über rechtskräftige Bußgeldentscheidungen wegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 21 
Absatz 1 oder Absatz 2 MiLoG anfordern oder verlangen von Bewerberinnen oder Bewerbern 

http://www.evergabe.nrw.de/
https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/live/Kreisverwaltung/%C3%84mter/Rechtsamt/Zentrale%20Vergabestelle/Aktuelle%20Ausschreibungen/
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eine Erklärung, dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 19 Absatz 1 MiLoG1 
nicht vorliegen. 
Mit Angebotsabgabe erklären Sie, dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 19 
Absatz 1 MiLoG nicht vorliegen. 
Sie haben zur Kenntnis genommen, dass auch im Falle der vorstehenden Erklärung öffentliche 
Auftraggeber jederzeit zusätzlich Auskünfte aus dem Wettbewerbsregister und ggfs. aus dem 
Gewerbezentralregister anfordern können. 
 
Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnorm 
Im Rahmen der Auftragsausführung dürfen nur Produkte verwendet werden, die unter Beach-
tung der in den Kernarbeitsnormen der Internationalen Arbeitsorganisation der Vereinten Na-
tionen (ILO) festgelegten Mindeststandards hergestellt und/oder verarbeitet wurden. Die Ein-
haltung dieser Forderung stellt eine Eignungsvoraussetzung und Ausführungsbedingung dar 
und wird vom Bieter/von der Bieterin mit Angebotsabgabe bestätigt. 
Zur Kontrolle der Einhaltung der Mindeststandards sind spätestens auf Verlangen entspre-
chende Nachweise vom Bieter und Nachunternehmer vorzulegen (z.B. Entgeltabrechnungen, 
Abführung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen, Preisaufgliederungen). 
 

 
1 § 19 Abs. 1 MiLoG: 

Von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag der in § 98 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen genannten Auftraggeber sollen Bewerberinnen oder Bewerber für eine angemessene Zeit bis zur 
nachgewiesenen Wiederherstellung ihrer Zuverlässigkeit ausgeschlossen werden, die wegen eines Verstoßes nach § 21 MiLoG 
mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind. 
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Bewerbungs- und Vergabebedingungen des Landes NRW 
für die Vergabe öffentlicher Liefer- und Dienstleistungsaufträge nach der Unterschwel-
lenvergabeordnung (UVgO) 
 
1. Allgemeines 

1.1. Der Auftraggeber verfährt nach der Unterschwellenvergabeordnung (UVgO). Die Bestimmungen der UVgO können 
im Internetportal „www.vergabe.nrw.de“ eingesehen werden. Andere landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 

1.2. Die gesamte Kommunikation im Vergabeverfahren wird ausschließlich über den Vergabemarktplatz des Landes 
NRW unter www.evergabe.nrw.de durchgeführt. 

 

2. Angebotsbedingungen 

2.1. Für das Angebot sind die vom Auftraggeber für das Vergabeverfahren zur Verfügung gestellten Formulare zu 
benutzen. 

2.2. Enthalten die Vergabeunterlagen nach Auffassung des Unternehmens Unklarheiten, Unvollständigkeiten oder 
Fehler, so hat es unverzüglich die Vergabestelle vor Angebotsabgabe elektronisch über den Kommunikations-
raum des Vergabemarktplatzes des Landes NRW unter www.evergabe.nrw.de darauf hinzuweisen. 

2.3. Das Angebot muss vollständig sein; es muss die Preise und alle geforderten Angaben und Erklärungen ent-
halten; die Möglichkeit zu einer Nachforderung von Unterlagen im Sinne von § 41 UVgO bleibt unberührt.  

Änderungen des Bieters an seinen Eintragungen müssen zweifelsfrei sein. 

Änderungen und Ergänzungen an den Vergabeunterlagen, insbesondere der Leistungsbeschreibung und Ver-
tragsbedingungen sind unzulässig. Das gilt insbesondere für eigene AGB des Auftragnehmers. 

Nebenangebote können nur abgegeben werden, wenn sie in der Angebotsaufforderung ausdrücklich zuge-
lassen wurden. Die in den Nebenangeboten enthaltenen Leistungen sind eindeutig und erschöpfend zu be-
schreiben. Die Gleichwertigkeit des Nebenangebotes zur geforderten Leistung ist durch den Bieter nachzu-
weisen. 

Bei elektronischer Angebotsabgabe ist das Angebot elektronisch in Textform nach § 126b BGB abzugeben 
oder ggf. in Ausnahmefällen auf Anforderung der Vergabestelle zu signieren. 

Bei Angebotsabgabe auf dem Postweg, sofern diese von der Vergabestelle ausdrücklich zugelassen worden 
ist, sind das Angebotsschreiben (Formular Angebotsschreiben) und alle zu unterschreibenden Anlagen mit 
Namen (Firma) und Unterschrift des Bieters zu versehen.  

Näheres zur Form der Angebotsabgabe kann dem beiliegenden Formular Hinweise zur Einreichung von An-
geboten entnommen werden. 

Bei zugelassener Angebotsabgabe per E-Mail im Rahmen der Verhandlungsvergabe kann das Angebot elekt-
ronisch in Textform nach § 126b BGB abgegeben werden, d. h. aus der E-Mail muss der Name der abgeben-
den Person und ggf. des Unternehmens erkennbar sein. 

Angebote, die die vorstehenden Voraussetzungen nicht erfüllen, werden ausgeschlossen.  

Im Übrigen wird darauf hingewiesen: 

Soweit Erläuterungen zur besseren Beurteilung des Angebots erforderlich erscheinen, können diese dem An-
gebot auf besonderer Anlage beigefügt werden. 

Geforderte Muster und Proben müssen als zum Angebot gehörig gekennzeichnet sein und bis zum Ablauf der 
Angebotsfrist auf dem Postweg oder auf einem anderen geeigneten Weg, soweit möglich in einem verschlos-
senen Umschlag, Behältnis o. ä. eingereicht werden. 

In der Anfrage zur Angebotsabgabe ausdrücklich zugelassene Nebenangebote müssen auf einer gesonderten 
Anlage eingereicht und als Nebenangebote gekennzeichnet sein. Nicht entsprechend bezeichnete Nebenan-
gebote können ausgeschlossen werden.  

2.4. Beabsichtigt der Bieter, Angaben aus seinem Angebot für die Anmeldung eines gewerblichen Schutzrechtes 
zu verwerten, hat er in seinem Angebot darauf hinzuweisen. 

2.5. Der Auftraggeber behält sich vor, das Angebot eines Skontos bei der Wertung nur dann zu berücksichtigen, 
wenn eine Skontofrist von mindestens 14 Kalendertagen eingeräumt wird. Hinsichtlich des Fristbeginns und 
der Leistung der Zahlung wird auf die beigefügten Vertragsbedingungen des Landes NRW (Formular Ver-
tragsbedingungen) verwiesen. 

 

http://www.vergabe.nrw.de/
http://www.evergabe.nrw.de/
http://www.evergabe.nrw.de/
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2.6. Sofern im Vergabeverfahren das Angebot einer anerkannten Werkstatt für Menschen mit Behinderungen und 
Blindenwerkstätten sowie von Inklusionsbetrieben (nachfolgend bevorzugte Bieter) ebenso wirtschaftlich wie 
das ansonsten wirtschaftlichste Angebot eines insofern nicht bevorzugten Bieters ist, so wird dem bevorzugten 
Bieter der Zuschlag erteilt. Bei der Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der Angebote wird der von den bevor-
zugten Bietern angebotene Preis mit einem Abschlag von 15 % berücksichtigt. Voraussetzung für die Berück-
sichtigung des Abschlags ist, dass die Herstellung der angebotenen Lieferungen zu einem wesentlichen Teil 
durch die bevorzugten Bieter erfolgt. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Wertschöpfung durch ihre 
Beschäftigten mehr als 10 % des Nettowerts der zugekauften Waren beträgt. 

2.7. Für die Angebotserstellung wird keine Vergütung gewährt. 

2.8. Entwürfe und Ausarbeitungen, sowie Muster und Proben, die bei der Prüfung der Angebote nicht verbraucht 
werden, gehen ohne Anspruch auf Vergütung in das Eigentum des Auftraggebers über, soweit in der Ange-
botsaufforderung nichts Gegenteiliges festgelegt ist oder der Bieter im Angebot bzw. innerhalb von einem 
Monat nach Ablauf der Bindefrist nicht ihre Rückgabe verlangt. Die Kosten der Rückgabe trägt der Bieter. 

 
3. Wettbewerbsbeschränkende Absprachen/Mittelstandskartelle 

Zur Bekämpfung von Wettbewerbsbeschränkungen hat der Bieter auf Verlangen Auskünfte darüber zu geben, 
ob und auf welche Art er wirtschaftlich und rechtlich mit Unternehmen verbunden ist. 

Angebote von Bietern, die sich im Zusammenhang mit diesem Vertragsverfahren an einer wettbewerbsbe-
schränkenden Absprache beteiligen, werden ausgeschlossen. 

Unter bestimmten Voraussetzungen sind Vereinbarungen zwischen Unternehmen bzw. die Bildung von Mit-
telstandskartellen von § 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) freigestellt. Die Voraus-
setzungen können in §§ 2, 3 GWB nachgelesen werden. Eine entsprechende Erklärung ist im Angebotsschrei-
ben abzugeben. 

 

4. Bewerber- und Bietergemeinschaften 

Bewerbergemeinschaften, Bietergemeinschaften und andere gemeinschaftliche Bieter haben in der Interes-
senbestätigung, im Teilnahmeantrag oder im Angebot jeweils die Mitglieder sowie eines ihrer Mitglieder als 
bevollmächtigten Vertreter für den Abschluss und die Durchführung des Vertrages zu benennen. Die diesbe-
zügliche Bewerber-/Bietergemeinschaftserklärung ist mit der Interessenbestätigung oder im Teilnahmewett-
bewerb mit dem Teilnahmeantrag, ansonsten mit dem Angebot einzureichen. Die Interessenbestätigung, der 
Teilnahmeantrag bzw. das Angebot ist von dem Bevollmächtigen einzureichen.  
Etwaige Eigenerklärungen, die von allen beteiligten Mitgliedern der Gemeinschaft einzureichen sind, gelten 
durch elektronische Abgabe unter Nennung des Namens, Vornamens oder der Unternehmensbezeichnung 
auf dem Formular der Eigenerklärung als eingereicht. 
Die Gründe zur Bildung der Bewerber-/Bietergemeinschaft sind auf Anforderung darzulegen. 

Alle Mitglieder der Bietergemeinschaft haften gegenüber dem Auftraggeber gesamtschuldnerisch. 

 

5. Kapazitäten anderer Unternehmen (Unteraufträge, Eignungsleihe) 

5.1 Unteraufträge 
Beabsichtigt der Bieter, Teile der Leistung von anderen Unternehmen ausführen zu lassen (Unterauftragneh-
mer), so muss er die hierfür vorgesehenen Leistungen in seinem Angebot benennen (Formular Erklärung 
Unteraufträge). Die Vergabestelle kann vor Zuschlagserteilung zu einem von ihr zu bestimmenden Zeitpunkt 
vom Bieter den Nachweis verlangen, dass ihm die erforderlichen Mittel der Unterauftragnehmer zur Verfügung 
stehen (Formular Erklärung Unteraufträge).  
Hinsichtlich etwaiger Ausschlussgründe nach § 123 GWB bzw. § 124 GWB wird auf § 36 Abs. 5 VgV verwie-
sen. 
Die Vergabestelle kann anlassbezogen die Vorlage der Nachweise der Unterauftragnehmer gegenüber dem 
Bieter vor Zuschlagserteilung verlangen. 

5.2 Eignungsleihe 
Beabsichtigt der Bieter, sich bei der Erfüllung eines Auftrages im Hinblick auf die erforderliche wirtschaftliche, 
finanzielle, technische oder berufliche Leistungsfähigkeit anderer Unternehmen zu bedienen (Eignungsleihe), 
so muss er die hierfür vorgesehenen Kapazitäten im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbes in seinem Teil-
nahmeantrag, ansonsten im Angebot benennen.  
Der Bieter hat nachzuweisen, dass ihm die erforderlichen Kapazitäten der anderen Unternehmen zur Verfü-
gung stehen und diese Unternehmen geeignet sind (Formular Erklärung Eignungsleihe). 
Nimmt der Bieter in Hinblick auf die Kriterien für die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit im Rah-
men einer Eignungsleihe die Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch, können diese auf Verlangen des 
Auftraggebers gemeinsam für die Auftragsausführung haften. Die Haftungserklärung ist vom Eignungsleiher 
zu unterschreiben und eingescannt – im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbes mit dem Teilnahmeantrag, 
ansonsten mit dem Angebot – einzureichen.  
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Hinsichtlich etwaiger Ausschlussgründe nach § 123 GWB bzw. § 124 GWB wird auf § 34 Abs. 2 Satz 2 i. V. 
m. § 26 Abs. 5 UVgO verwiesen. 
Die Vergabestelle kann anlassbezogen die Vorlage der Nachweise der Eignungsleiher gegenüber dem Bieter 
zu jedem Zeitpunkt des Verfahrens verlangen. 
 

6. Präqualifizierung 

Unternehmen, die in den Präqualifizierungsdatenbanken https://amtliches-verzeichnis.ihk.de oder www.pq-
verein.de bzw. einer anderen für den öffentlichen Auftraggeber kostenfreien Datenbank innerhalb der EU re-
gistriert sind, können dies bei Abgabe eines Teilnahmeantrages bzw. eines Angebotes durch Angabe der Re-
gistrierungsnummer angeben. Sofern vom Auftraggeber Nachweise gefordert werden, die nicht in den Präqua-
lifizierungsdatenbanken enthalten sind, sind diese ergänzend einzureichen. Ansonsten kann das Unterneh-
men vom Vergabeverfahren ausgeschlossen werden. 

Nicht präqualifizierte Unternehmen können als vorläufigen Nachweis der Eignung für die zu vergebende Leis-
tung mit dem Angebot oder Teilnahmeantrag eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung abgeben, sofern 
diese als vorläufiger Beleg von der Vergabestelle ausdrücklich zugelassen ist. Gelangt das Angebot in die 
engere Wahl, ist die Eigenerklärung auf gesondertes Verlangen durch Vorlage in der Eigenerklärung genann-
ten Bescheinigungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen, die nicht in deutscher Sprache 
abgefasst sind, ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen. 

 

7. Sonstiges 

7.1 Die Preise sind in Euro anzugeben. 

7.2 Der Teilnahmeantrag/das Angebot ist in deutscher Sprache abzufassen. Werden fremdsprachige Nachweise 
oder Antragsunterlagen eingereicht, sind auf Verlangen des Auftraggebers beglaubigte Übersetzungen vorzu-
legen. Die Kosten hierfür trägt ausschließlich der Bieter selbst. Fehler in der Übersetzung muss sich der Bieter 
zuschreiben lassen. 

7.3 Die Kommunikation mit dem Auftraggeber ist in deutscher Sprache zu führen. 

7.4 Ergänzend zu den Vergabeunterlagen gelten die deutschen Rechtsvorschriften. 

7.5 Sofern nach Abschluss des Vergabeverfahrens durch Zuschlag bis zum Ablauf der Bindefrist keine entspre-
chende Information der Bewerber/Bieter erfolgt ist, wurde der Teilnahmeantrag/das Angebot nicht berücksich-
tigt. Bestimmte Informationen über nicht berücksichtigte Bewerbungen oder über nicht berücksichtigte Ange-
bote können vom Bewerber oder Bieter beim Auftraggeber elektronisch über den Kommunikationsraum des 
Vergabemarktplatzes NRW beantragt werden.  

7.6 Bewerber aus anderen EU-Mitgliedstaaten haben die besonderen umsatzsteuerrechtlichen Regelungen für 
den innergemeinschaftlichen Erwerb zu beachten. 

 

 



 Anlage Hinweise zur Form der Einreichung von Teilnahmeanträgen und Angeboten 

 

Seite 8 von 11 
(inhaltlich identisch mit VHB NRW Formular 312/322)  

Hinweise zur Form der Einreichung von Teilnahmeanträgen und Angeboten 
 
Eine freiwillige Registrierung auf dem Vergabemarktplatz NRW wird empfohlen. Diese bietet den Vorteil, automatisch 
über Änderungen an den Teilnahme-/Vergabeunterlagen oder über Antworten zum Verfahren informiert zu werden. 
Antworten sind Bestandteil der Teilnahme- bzw. Vergabeunterlagen. Zur Kommunikation mit der Vergabestelle und zur 
elektronischen Einreichung des Teilnahmeantrages/Angebotes ist eine Registrierung zwingend. 
 
 
Elektronische Einreichung  

Elektronische Teilnahmeanträge/Angebote sind ausschließlich über den Vergabemarktplatz des Landes NRW 
www.evergabe.nrw.de einzureichen. Hierzu ist eine kostenlose Registrierung erforderlich. 

Informationen zu den zu verwendenden elektronischen Mitteln, den technischen Parametern zur Einreichung elektro-
nischer Teilnahmeanträge und Angeboten sowie zu Verschlüsselungs- und Zeiterfassungsverfahren entnehmen Sie 
bitte den auf den Vergabemarktplatz des Landes NRW hinterlegten Nutzungsbedingungen. 

Sämtliche Informationen zum Verfahren sind auf dem Vergabemarktplatz hinterlegt (Bekanntmachungsinformationen, 
Teilnahme-/Vergabeunterlagen und die Kommunikation).  

Elektronische Teilnahmeanträge/Angebote können – vorbehaltlich abweichender Angaben im konkreten Verfahren - 
mittels eines sog. Bietertools grundsätzlich auf drei Arten eingereicht werden:  

1) Einreichung in Textform nach § 126b BGB  

2) Einreichung mit fortgeschrittener elektronischer Signatur bzw. fortgeschrittenen elektronischen Siegel 

3) Einreichung mit qualifizierter elektronischer Signatur bzw. qualifizierten elektronischen Siegel. 

In allen drei Fällen erfolgen das Hochladen, die Verschlüsselung des Teilnahmeantrags/Angebotes und die Weiterlei-
tung mit dem zur Verfügung gestellten Bietertool. Das Hochladen ist nur bis zum Ablauf der in der Auftragsbekanntma-
chung bzw. dem Anschreiben genannten Teilnahme-/Angebotsfrist möglich. 

Weitere Informationen zu den Signaturen, zum Bietertool und zum technischen Betrieb stehen Ihnen unter 
www.vergabe.nrw.de im Bereich Wirtschaft/Einkauf NRW/Vergabemarktplatz und insbesondere unter https://sup-
port.cosinex.de/unternehmen/ zur Verfügung. 

Mit der Einreichung in Textform nach § 126b BGB bzw. mit der/dem fortgeschrittenen oder qualifizierten elekt-
ronischen Signatur/Siegel gelten der Teilnahmeantrag/das Angebot und alle damit eingereichten Unterlagen 
als unterschrieben. Evtl. in den vorgegebenen Formularen enthaltene Hinweise auf Unterschrift und Firmen-
stempel sind bei der elektronischen Abgabe nicht zu beachten. 

 

Unterschrifterfordernis bei Bewerber-/Bietergemeinschaften und Drittunternehmererklärungen 

Bei Teilnahmeanträgen von Bewerbergemeinschaften/Angeboten von Bietergemeinschaften muss der Teilnahmean-
trag/das Angebot von dem bevollmächtigten Mitglied der Bewerber- bzw. Bietergemeinschaft in Textform nach § 126b 
BGB oder signiert eingereicht und hochgeladen werden. Auf die Bewerbungsbedingungen (Formular Bewerbungs- und 
Vergabebedingungen) wird hingewiesen.  

Etwaige Erklärungen Dritter sind mit Angabe von Vornamen und Nachnamen bzw. dem Unternehmensnamen dem 
Teilnahmeantrag/dem Angebot beizufügen. 

Etwaige Änderungen bzw. Berichtigungen oder Rücknahmen des Teilnahmeantrags/Angebots, sind bis zum Ende der 
Teilnahmefrist/Angebotsfrist in entsprechender Form wie der Teilnahmeantrag/das Angebot einzureichen. 

 

Allgemeiner Hinweis zu den Teilnahme-/Vergabeunterlagen 

Die in den Teilnahme-/Vergabeunterlagen enthaltenen Informationen sind soweit schutzrechtsfähig und soweit sie nicht 
Informationen Dritter enthalten Eigentum der Vergabestelle. Verwertung, Kopie sowie Weitergabe der Teilnahme-
/Vergabeunterlagen sind nur im Rahmen der Einreichung eines Teilnahmeantrages/Angebotes und nur durch das die 
Teilnahme-/Vergabeunterlagen anfordernde Unternehmen zulässig. Einer darüberhinausgehenden Weitergabe und 
insbesondere der Verkauf von Unterlagen an Dritte gleich zu welchem Zweck sind nicht gestattet.  

Sollten Sie die Teilnahme-/Vergabeunterlagen nicht direkt von der Vergabestelle bzw. über den Vergabemarktplatz des 
Landes NRW erhalten haben, sondern über Dienstleister oder beauftragte Dritte, wird Ihnen eine Teilnahme über den 
Vergabemarktplatz NRW empfohlen. Teilnahme-/Vergabeunterlagen können geändert oder ergänzt werden, die Be-
werber-/Bieterkommunikation, die i. d. R. als einziges Kommunikationsmittel zugelassen ist, kann erläuternde Hinweise 
enthalten. Einen verbindlichen und jeweils aktuellen Stand der Informationen zu diesem Vergabeverfahren finden Sie 
im Regelfall nur auf dem Vergabemarktplatz des Landes NRW. 

file://///dmsys.de/data/bundesanzeiger/bafile1/ba/Fachverlag/Teams/Vergabe/Menssen/VHB%20NRW/VHB%20NRW%202016/Ressortabstimmung_final/Externe%20Vordrucke/www.evergabe.nrw.de
http://www.vergabe.nrw.de/
https://support.cosinex.de/unternehmen/
https://support.cosinex.de/unternehmen/
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Vertragsbedingungen des Kreises Steinfurt 
 
1 Vertragsbestandteile 

1.1 Es gelten nacheinander als Vertragsbestandteile: 
 a)  das Auftragsschreiben mit sämtlichen Anlagen (z. B. Leistungsbeschreibung, Zeichnungen, Skizzen) 
 b)  diese Vertragsbedingungen 
 c)  die Allgemeinen Bedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL Teil B) 

1.2 Die VOL/B kann im Internet unter https://www.vergabe.nrw.de/wirtschaft/formulare eingesehen werden. 

1.3  Anderslautende Geschäfts-, Liefer- oder Zahlungsbedingungen des Auftragnehmers werden nicht Bestandteil 
des Vertrags.  

 
2 Preise 

 Die vereinbarten Preise sind feste Preise, durch die sämtliche Leistungen des Auftragnehmers einschließlich 
sonstiger Kosten und Lasten (z. B. Fracht, Verpackung, usw.) abgegolten sind. 

 
3 Gütezusicherung, technische, sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Anforderungen 

 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, nur Gegenstände zu liefern, die im Zeitpunkt der Lieferung den in der 
Bundesrepublik Deutschland durch die gesetzlichen Unfallversicherungsträger in Kraft gesetzten Unfallverhü-
tungsvorschriften (autonome Rechtsnormen) sowie den allgemein anerkannten technischen, sicherheitstech-
nischen und arbeitsmedizinischen Regeln entsprechen. 

 
4 Lieferung/Leistung 

 Leistungs- und Erfüllungsort ist – wenn im Auftrag nichts anderes angegeben – die Verwendungsstelle. Diese 
ist nur montags bis freitags in der Zeit von 8.30 bis 14.00 Uhr und ggf. nach besonderer Vereinbarung zur 
Annahme der Lieferung bzw. zur Abnahme der Leistung verpflichtet. 

 
5 Rechnung 

5.1 Die Rechnung ist in zweifacher Ausfertigung unter Beachtung der umsatzsteuerlichen Regelungen auf die 
auftragserteilende(n) Dienststelle(n) auszustellen. 

5.2  Bei Teilrechnungen aufgrund von Teillieferungen müssen gelieferte und restliche Mengen klar ersichtlich sein. 
Die letzte Teilrechnung ist als solche und als Schlussrechnung zu kennzeichnen. 

5.3 Ein Anspruch auf Bezahlung der Rechnung besteht nur, wenn ihr prüfungsfähige Unterlagen über die Liefe-
rung/Leistung beigefügt sind; dies geschieht in der Regel durch anerkannte Stundenverrechnungsnachweise, 
quittierte Lieferscheine oder Leistungsnachweise. 

 
6 Bezahlung/Abtretung 

6.1  Die Bezahlung wird nach Wahl des Auftraggebers innerhalb von 14 Tagen unter Abzug des vertraglich verein-
barten Skontos oder innerhalb von 30 Tagen ohne Abzug geleistet. Die Zahlungsfrist beginnt mit Eingang der 
prüfungsfähigen Rechnung bei der auftragserteilenden Dienststelle, frühestens jedoch mit dem Zeitpunkt des 
Gefahrübergangs. 

6.2 Die Forderung des Auftragnehmers kann nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers ab-
getreten werden. 

 
7 Lösung des Vertrages 

7.1 Außer in den in § 8 VOL/B genannten Fällen kann der Auftraggeber auch dann vom Vertrag zurücktreten oder 
den Vertrag mit sofortiger Wirkung kündigen, wenn der Auftragnehmer Personen, die aufseiten des Auf-
traggebers mit der Vorbereitung, dem Abschluss oder der Durchführung des Vertrages befasst sind, mit 
Rücksicht auf ihre Zugehörigkeit zu der Verwaltung des Auftraggebers Vorteile anbietet, verspricht oder 
gewährt. Solchen Handlungen des Auftragnehmers selbst stehen Handlungen von Personen gleich, die 
aufseiten des Auftragnehmers mit der Vorbereitung, dem Abschluss oder der Durchführung des Vertra-
ges befasst sind. Dabei ist es gleichgültig, ob die Vorteile den genannten Personen des Auftraggebers 
unmittelbar oder in ihrem Interesse ihren Angehörigen oder anderen ihnen nahestehenden Personen 
oder im Interesse des einen oder anderen einem Dritten angeboten, versprochen oder gewährt werden. 

7.2 Vor der Ausübung des Rechtes nach Nr. 7.1 ist dem Auftragnehmer Gelegenheit zu geben, unverzüglich 
zu dem Sachverhalt Stellung zu nehmen. 

https://www.vergabe.nrw.de/wirtschaft/formulare
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Besondere Vertragsbedingungen des Landes NRW zur Einhaltung des Tariftreue- und 
Vergabegesetzes Nordrhein-Westfalen (BVB TVgG NRW) 
 

Der Auftragnehmer ist zur Einhaltung der Vorgaben des Tariftreue- und Vergabegesetzes Nordrhein-Westfalen 
verpflichtet. Die weiteren Vertragsbedingungen bleiben hiervon unberührt. Hierzu vereinbaren die Parteien Fol-
gendes: 

 

1. Einhaltung von Mindestarbeitsbedingungen 

1.1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, 
a) für Leistungen, deren Erbringung dem Geltungsbereich 

- eines nach dem Tarifvertragsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 1969 
(BGBl. I S. 1323) in der jeweils geltenden Fassung für allgemein verbindlich erklärten Tarifvertrages, 

- eines nach dem Tarifvertragsgesetz mit den Wirkungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 
20. April 2009 (BGBl. I S. 799) in der jeweils geltenden Fassung für allgemein verbindlich erklärten 
Tarifvertrages oder 

- einer nach den §§ 7, 7a oder 11 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes oder nach § 3a des Arbeitneh-
merüberlassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1995 (BGBl. I 
S. 158) in der jeweils geltenden Fassung erlassenen Rechtsverordnung unterfällt, 

seinen Beschäftigten (ohne Auszubildende) bei der Ausführung des Auftrags wenigstens diejenigen 
Mindestarbeitsbedingungen einschließlich des Mindestentgelts zu gewähren, die in dem Tarifvertrag 
oder der Rechtsverordnung verbindlich vorgegeben werden. 

b) für Leistungen im Bereich des öffentlichen Personenverkehrs auf Straße und Schiene (§ 1 Abs. 3 TVgG) 
seinen Beschäftigten (ohne Auszubildende) bei der Ausführung des Auftrags wenigstens das in Nord-
rhein-Westfalen für diese Leistung in einem einschlägigen und repräsentativen mit einer tariffähigen Ge-
werkschaft vereinbarten Tarifvertrag vorgesehene Entgelt nach den tarifvertraglich festgelegten Modali-
täten zu zahlen und während der Ausführungslaufzeit Änderungen nachvollziehen. 

c) bei der Ausführung der Leistung seinen Beschäftigten (ohne Auszubildende) wenigstens ein Entgelt in 
Höhe des allgemeinen Mindestlohns, nach den Vorgaben des Mindestlohngesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. August 2014 (BGBl. I S. 1348) in der jeweils geltenden Fassung zu zahlen. 
Diese Pflicht gilt auch, sofern das gemäß lit. a) und b) zu zahlende Entgelt das Mindeststundenentgelt 
nach dem Mindestlohngesetz unterschreitet.  

1.2. Der Auftragnehmer trägt dafür Sorge, dass die bei der Ausführung des Auftrags beteiligten Nachunternehmen 
die in Ziffer 1.1. genannten Pflichten ebenfalls einhalten. 

1.3. Ziffer 1.1., lit. c) gilt nur, sofern die ausgeschriebene Leistung im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land erbracht wird. Ziffer 1.1., lit. c) gilt nicht für Auftragnehmer, die unter § 224 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 
sowie § 226 des Neunten Sozialgesetzbuches fallen. 

 

2. Kontroll- und Prüfrecht 

Der Auftraggeber ist berechtigt, die Einhaltung der unter Ziffer 1. genannten Verpflichtungen während der Auf-
tragsausführung zu überprüfen. Hierzu ist der Auftragnehmer verpflichtet, 

a) dem Auftraggeber auf dessen Verlangen die notwendigen Unterlagen zur Verfügung zu stellen, aus denen 
sich die Einhaltung der unter Ziffer 1. genannten Verpflichtungen zweifelsfrei ergibt. Sofern diese Unterla-
gen personenbezogene Daten enthalten, erfolgt die Vorlage in anonymisierter Form sowie unter Beach-
tung des Datenschutzrechts.   

b) seine Beschäftigten auf die Möglichkeit solcher Kontrollen hinzuweisen. 
 

3. Kündigung aus wichtigem Grund; Vertragsstrafe  

3.1. Der Auftraggeber kann den Vertrag aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist unter anderem kündigen, 
a) wenn der Auftragnehmer eine Pflicht aus Ziffer 1. verletzt, 
b) wenn der Auftragnehmer nicht sicherstellt, dass die Nachunternehmen eine Pflicht aus Ziffer 1. einhalten 

oder 
c) wenn der Auftragnehmer seinen Pflichten aus Ziffer 2. nicht nachkommt. 

3.2. In den in Ziffer 3.1. genannten Fällen, verpflichtet sich der Auftragnehmer zur Zahlung einer Vertragsstrafe, 
deren Höhe eins von Hundert, bei mehreren Verstößen bis zu fünf von Hundert des Auftragswertes beträgt. 
Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Geltendmachung eines 
weiteren Schadens durch den Auftraggeber ist nicht ausgeschlossen, jedoch wird die verwirkte Vertragsstrafe 
auf den weiteren Schadensersatz des Auftraggebers angerechnet. 

3.3. Im Übrigen berühren Ziffer 3.1. und 3.2. nicht die weiteren Rechte der Vertragsparteien.  

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=MiLoG
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Hinweise zum Datenschutz 
gemäß Artikel 13 und 14 der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
 
1. Verantwortlicher 

Kreis Steinfurt | Der Landrat 
Rechtsamt - Zentrale Vergabestelle 
Tecklenburger Str. 10 | 48565 Steinfurt 
Telefon 02551 69-1290 
vergabestelle@kreis-steinfurt.de 
www.kreis-steinfurt.de 
 
2. Datenschutzbeauftragte/r 

Kreis Steinfurt 
Datenschutzbeauftragte/r 
Tecklenburger Str. 10 | 48565 Steinfurt 
Telefon 02551/69-1285 
datenschutz@kreis-steinfurt.de 
 
3. Aufsichtsbehörde 

Landesbeauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen 
Kavalleriestr. 2-4 | 40213 Düsseldorf 
Telefon 0211/38424-0 | Fax 0211/38424-10 
poststelle@ldi.nrw.de 
www.ldi.nrw.de 
 
4. Zweck/e und Rechtsgrundlage/n der Verarbei-
tung 

Ihre personenbezogenen Daten werden zur Durch-
führung eines Vergabeverfahrens erhoben. Rechts-
grundlage/n für die Verarbeitung Ihrer Daten ist/sind 
Art. 6 Abs. 1 Buchstabe c) i. V. m. Art. 6 Abs. 3 Da-
tenschutz-Grundverordnung (DSGVO) i.V.m. § 1 
UVgO bzw. § 97 GWB. 
 
Als Bewerber bzw. Bieter sind Sie verpflichtet, die ge-
forderten Angaben zu machen. Falls Sie diese Anga-
ben nicht machen, kann Ihr Angebot/ Teilnahmean-
trag nach den vergaberechtlichen Vorschriften vom 
weiteren Vergabeverfahren ausgeschlossen werden. 
 
5. Datenweitergabe an Dritte 

Personenbezogene Daten dürfen an andere Perso-
nen oder Stellen weitergegeben werden, wenn Sie 
dem zustimmt haben oder die Weitergabe gesetzlich 
zugelassen ist: 
Nach §§ 6 ff. Korruptionsbekämpfungsgesetz meldet 
die Vergabestelle der/dem im Land Nordrhein-West-
falen eingerichteten zentralen Informations-
stelle/Vergaberegister beim Ministerium der Finan-
zen des Landes NRW solche Bieter, die wegen 
schwerer Verfehlungen von der Teilnahme am Verga-
beverfahren zeitlich befristet ausgeschlossen wur-
den oder bei denen wegen geringfügiger Verfehlun-
gen auf einen Ausschluss verzichtet wurde. Die 
Vergabestelle fragt bei Aufträgen ab einer Höhe von 
25.000 Euro ohne Umsatzsteuer bei der v. g. Infor-
mationsstelle an, ob hinsichtlich des Bieters, der den 
Zuschlag erhalten soll, Eintragungen im Vergabere-
gister vorliegen. Unterhalb von 25.000 Euro ohne 
Umsatzsteuer liegt die Anfrage im Ermessen der 
Vergabestelle. 
Nach § 19 Abs. 4 Mindestlohngesetz fordert die 
Vergabestelle bei Aufträgen ab einer Höhe von 

50.000 Euro ohne Umsatzsteuer für den Bieter, der 
den Zuschlag erhalten soll, vor der Zuschlagsertei-
lung eine Auskunft aus dem Gewerbezentralregister 
nach § 150a Gewerbeordnung an.  
Bei allen Vergabeverfahren sind auf Verlangen der 
Bieter, die nicht für den Zuschlag berücksichtigt wor-
den sind, die Merkmale und Vorteile des erfolgrei-
chen Angebots sowie der Name des erfolgreichen 
Bieters mitzuteilen.  
Nach Durchführung einer Beschränkten Ausschrei-
bung ohne Teilnahmewettbewerb oder einer Ver-
handlungsvergabe ohne Teilnahmewettbewerb je-
weils ab 25.000 Euro ohne Umsatzsteuer werden für 
die Dauer von drei Monaten über jeden so vergebe-
nen Auftrag der Name des beauftragten Unterneh-
mens oder der natürlichen Person bekanntgegeben.  
Weitere Empfänger personenbezogener Daten:  

• Mitarbeiter*innen der Zentralen Vergabestelle, 
der Rechnungsprüfung und der ausschreiben-
den Fachämter der Kreisverwaltung Steinfurt  

• Ggfs. durch den Kreis Steinfurt beauftragte fach-
liche Berater und/oder juristische Berater  

 
6. Dauer der Speicherung 

Maßstab für die Dauer der Speicherung personenbe-
zogener Daten sind die haushaltsrechtlichen Aufbe-
wahrungsfristen (§ 79 Landeshaushaltsordnung 
NRW). 
 
7. Rechte der Betroffenen 

Diese Rechte ergeben sich Artikel 15 bis 18, 21 
DSGVO. 
Recht auf Auskunft 
Es besteht ein Recht auf Auskunft der von der Verga-
bestelle verarbeiteten personenbezogenen Daten. 
Recht auf Berichtigung 
Es besteht ein Recht auf Berichtigung, sofern die den 
Bewerber/Bieter betreffenden Angaben nicht (mehr) 
zutreffend sind. Unvollständige Daten können ver-
vollständigt werden. 
Recht auf Löschung 
Es besteht grundsätzlich ein Recht auf Löschung der 
personenbezogenen Daten. Der Anspruch hängt je-
doch u. a. davon ab, ob die Daten noch zur Erfüllung 
der Aufgaben noch benötigt werden (s. a. Dauer der 
Speicherung). 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 
Es besteht ein Recht, eine Einschränkung der Verar-
beitung der Daten des Bewerbers/Bieters zu verlan-
gen, sofern nicht ein wichtiges öffentliches Interesse 
dem entgegensteht (z. B. wirtschaftliche Verwen-
dung von Haushaltsmitteln). 
Recht auf Widerspruch 
Es besteht das Recht, aus Gründen, die sich aus der 
besonderen Situation des Bewerbers/Bieters erge-
ben, der Verarbeitung der diesen betreffenden Daten 
zu widersprechen, sofern nicht ein überwiegendes 
öffentliches Interesse oder eine Rechtsvorschrift 
dem entgegensteht (z. B. Durchführung des Verga-
beverfahrens). 
Die Betroffenenrechte können bei der Zentralen 
Vergabestelle formlos geltend gemacht werden.

 

mailto:datenschutz@kreis-steinfurt.de
http://www.ldi.nrw.de/

